
Bayerische Verfassung 

Artikel 111 Pressefreiheit 

(1) Die Presse hat die Aufgabe, im Dienste des demokratischen Gedankens über Vorgänge, Zustände und 
Einrichtungen und Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens wahrheitsgemäß zu berichten. 

(2) Vorzensur ist verboten. Gegen polizeiliche Verfügungen, welche die Pressefreiheit berühren, kann gerichtliche Entscheidung 
verlangt werden. 

Artikel 111a Garantie der Rundfunkfreiheit 

(1) Die Freiheit des Rundfunks wird gewährleistet. Der Rundfunk dient der Information durch wahrheitsgemäße, umfassende und 
unparteiische Berichterstattung sowie durch die Verbreitung von Meinungen. Er trägt zur Bildung und Unterhaltung bei. Der 
Rundfunk hat die freiheitliche demokratische Grundordnung, die Menschenwürde, religiöse und weltanschauliche 
Überzeugungen zu achten. Die Verherrlichung von Gewalt sowie Darbietungen, die das allgemeine Sittlichkeitsgefühl grob 
verletzen, sind unzulässig. Meinungsfreiheit, Sachlichkeit, gegenseitige Achtung, Schutz vor Verunglimpfung sowie die 
Ausgewogenheit des Gesamtprogramms sind zu gewährleisten. 

(2) Rundfunk wird in öffentlicher Verantwortung und in öffentlich-rechtlicher Trägerschaft betrieben. An der Kontrolle des 
Rundfunks sind die in Betracht kommenden bedeutsamen politischen, weltanschaulichen und gesellschaftlichen Gruppen 
angemessen zu beteiligen. Der Anteil der von der Staatsregierung und dem Landtag in die Kontrollorgane entsandten Vertreter 
darf ein Drittel nicht übersteigen. Die weltanschaulichen und gesellschaftlichen Gruppen wählen oder berufen ihre Vertreter 
selbst. 

(3) Das Nähere regelt ein Gesetz. 

Artikel 112 Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis; Informationsfreiheit 

(1) Das Brief-, Post-, Telegraphen- und Fernsprechgeheimnis ist unverletzlich. 

(2) Beschränkungen des Rundfunkempfanges sowie des Bezuges von Druckerzeugnissen sind unzulässig. 

Artikel 113 Versammlungsfreiheit 

Alle Bewohner Bayerns haben das Recht, sich ohne Anmeldung oder besondere Erlaubnis friedlich und 
unbewaffnet zu versammeln. 

Artikel 114 Vereinigungsfreiheit 

(1) Alle Bewohner Bayerns haben das Recht, Vereine und Gesellschaften zu bilden. 

(2) Vereine und Gesellschaften, die rechts- oder sittenwidrige Zwecke verfolgen oder solche Mittel gebrauchen, die darauf 
ausgehen, die staatsbürgerlichen Freiheiten zu vernichten oder gegen Volk, Staat oder Verfassung Gewalt anzuwenden, 
können verboten werden. 

(3) Der Erwerb der Rechtsfähigkeit steht jedem Verein gemäß den Vorschriften des bürgerlichen Rechts frei. 

Artikel 115 Petitionsrecht 

(1) Alle Bewohner Bayerns haben das Recht, sich schriftlich mit Bitten oder Beschwerden an die zuständigen Behörden 
oder an den Landtag zu wenden. 

(2) Die Rechte des Landtags zur Überprüfung von Beschwerden werden durch Gesetz geregelt. 
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